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Die Klage wird abgewiesen.

Die KlÃ¤ger tragen die Kosten des Verfahrens.

Tatbestand:

Streitig ist, ob die Beklagte zur Neuberechnung des Honorars fÃ¼r die Quartale
I/03, II/03, IV/03 und I/04 im Hinblick auf eine fehlende Arztzahldynamisierung
verpflichtet ist.

Die KlÃ¤ger sind FachÃ¤rzte fÃ¼r AnÃ¤sthesiologie und in Gemeinschaftspraxis zur
vertragsÃ¤rztlichen Versorgung in X zugelassen.

Gegen die Honorarbescheide fÃ¼r die Quartale I/03, II/03, IV/03 und I/04 erhoben
sie mit der BegrÃ¼ndung Widerspruch, dass das ausgezahlte Honorar nicht dem
erarbeiteten entspreche. Durch die Quotierung der Fachgruppe auf 78,13%,
76,32%, 77,68% und 73,63% sei ein Teil der erbrachten Ã¤rztlichen Leistungen
nicht honoriert worden. Die ungÃ¼nstige Quotierung der Fachgruppe beruhe
wahrscheinlich darauf, dass das Wachstum ihrer jungen Fachgruppe, das
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inzwischen durch flÃ¤chendeckende Versorgung mit entsprechenden
Zulassungssperren gebremst sei, bei der Festlegung der FachgruppentÃ¶pfe nicht
ausreichend berÃ¼cksichtigt worden sei. Sie forderten daher die NachvergÃ¼tung
der nicht honorierten Leistungen auf der Basis von 5,11 Cent pro Punkt.

Die Beklagte wies die WidersprÃ¼che mit Widerspruchsbescheid vom 08.12.2004
zurÃ¼ck.

Die KlÃ¤ger haben am 21.12.2004 Klage erhoben. Sie tragen vor, dass die Beklagte
es verabsÃ¤umt habe, die GrÃ¶Ã�e des Fachgruppentopfes dem erlaubten
Wachstum der jungen Fachgruppe anzupassen. In den streitgegenstÃ¤ndlichen
Quartalen lÃ¤gen die Fachgruppenquoten weit unter denen der anderen
Fachgruppen. Bei der Topfbildung sei nicht berÃ¼cksichtigt worden, dass die
Fachgruppe der AnÃ¤sthesisten inhomogen sei. Es gebe eine nicht zu
vernachlÃ¤ssigende Anzahl von AnÃ¤sthesisten, die weniger als fÃ¼nf Narkosen im
Quartal erbringen, wohingegen andere AnÃ¤sthesisten derselben Fachgruppe 600
Narkosen erbringen wÃ¼rden und wiederum andere schmerztherapeutisch tÃ¤tig
seien. Zu beanstanden sei die fehlende Dynamisierungsregelung. Diese sei zuletzt
im Quartal 1/98 durchgefÃ¼hrt worden. Die Anzahl der AnÃ¤sthesisten hÃ¤tte im
Quartal 11/98 bei 201 und im Quartal II/99 bei 248 gelegen. Die Beobachtungs- und
Reaktionspflicht der Beklagten sei fÃ¼r die streitgegenstÃ¤ndlichen Quartale
abgelaufen gewesen. Die ab dem Quartal III/04 eingefÃ¼hrte StÃ¼tzungsregelung
hÃ¤tte bereits frÃ¼her eingefÃ¼hrt werden mÃ¼ssen. Die Auszahlungsquote des
Fachgruppentopfes der AnÃ¤sthesisten sei zwangslÃ¤ufig wegen der von der
Beklagten veranlassten Zunahme ambulanter Operationen und dadurch induzierten
AnÃ¤sthesieleistungen gesunken. Im Rahmen dieser FÃ¶rdermaÃ�nahmen sei der
Arztgruppentopf AnÃ¤sthesie nicht an die hierdurch gesteigerte Leistungsmenge
angepasst worden. Da eine Verpflichtung bestehe, Ã�berweisungen
entgegenzunehmen, habe fÃ¼r die AnÃ¤sthesisten keine MÃ¶glichkeit bestanden,
eine angebotsinduzierte Mengenausweitung abzuwehren. Nach der Rechtsprechung
des BSG sei diese Leistungsausweitung durch die ambulanten Operateure und dann
in der Folge in der Fachgruppe der AnÃ¤sthesisten medizinisch gerechtfertigt und
deswegen bedarfsbedingt.

Die KlÃ¤ger beantragen,

die Beklagte unter Aufhebung der Honorarbescheide fÃ¼r die Quartale I/03, II/03,
IV/03 und I/04 in der Fassung des Widerspruchsbescheides vom 08.12.2004 zu
verurteilen, Ã¼ber ihr Honorar fÃ¼r die vorgenannten Quartale unter Beachtung
der Rechtsauffassung des Gerichts neu zu entscheiden.

Die Beklagte beantragt,

die Klage abzuweisen.

Es habe keine Verpflichtung bestanden, in den Quartalen nach I/98 eine
Arztzahldynamisierung durchzufÃ¼hren. Der Anstieg der Arztzahlen bei den
AnÃ¤sthesisten beruhe auf der AnkÃ¼ndigung in 1998, dass auch die Fachgruppe
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der AnÃ¤sthesisten zukÃ¼nftig eine bedarfsbeplante Fachgruppe sein werde. Diese
AnkÃ¼ndigung sei im Jahre 1999 auch umgesetzt worden. Bereits mit der
AnkÃ¼ndigung hÃ¤tten viele AnÃ¤sthesisten die Sorge verbunden, sich nicht mehr
ohne RÃ¼cksicht auf die Bedarfsplanung niederlassen zu kÃ¶nnen, und vermehrt
AntrÃ¤ge auf Zulassung gestellt. Demzufolge sei weder die MorbiditÃ¤t noch eine
vermehrte Leistungserbringung in anderen Fachgruppen der Hintergrund fÃ¼r die
VerÃ¤nderung der Arztzahl. Vergleichbare ZuwÃ¤chse hÃ¤tten auch andere
Fachgruppen hinnehmen mÃ¼ssen.

Wegen der weiteren Einzelheiten des Sach- und Streitstandes wird auf den Inhalt
der GeÂ¬richtsakte und der Verwaltungsakte der Beklagten Bezug genommen.
EntscheidungsgrÃ¼nde:

Die Klage ist unbegrÃ¼ndet.

EntscheidungsgrÃ¼nde:

Die KlÃ¤ger sind durch die angefochtenen Bescheide der Beklagten nicht im Sinne
von Â§ 54 Abs. 2 Satz 1 Sozialgerichtsgesetz (SGG) beschwert, denn diese
Bescheide sind nicht rechtswidrig. Die KlÃ¤ger haben keinen Anspruch auf
Neuberechnung ihres vertragsÃ¤rztlichen Honorars.

Ein solcher Anspruch ergibt sich weder aus dem Gebot der Angemessenheit der
VergÃ¼tung vertragsÃ¤rztlicher Leistungen gemÃ¤Ã� Â§ 72 Abs. 2 SGB V noch aus
dem sich aus Art. 12 und 3 GG ergebenden Grundsatz der
Honorarverteilungsgerechtigkeit.

In den streitigen Quartalen erfolgte die Verteilung der GesamtvergÃ¼tungen nach
dem HonorarverteilungsmaÃ�stab der Beklagten vom 17.04.1999 in der Fassung
vom 30.11.2002 (Rhein. Ã�rzteblatt 1/2003, S. 76ff), der auf der gesetzlichen
Grundlage des Â§ 85 Abs. 4 SGB V beruhte. Der durch nÃ¤her festgelegte
VorwegabzÃ¼ge bereinigte Verteilungsbetrag der GesamtvergÃ¼tungen wurde
nach Â§ 6 Abs. 5 HVM auf sog. HonorartÃ¶pfe, getrennt fÃ¼r einzelne
Facharztgruppen, verteilt. Der Arztgruppe der AnÃ¤sthesisten wurde ein Anteil von
2,8166% zugewiesen. Aus dem jeweiligen Honorartopf sind nach Â§ 6 Abs. 6 HVM
vorab weitere Leistungen zu berÃ¼cksichtigen.

Diese nach der stÃ¤ndigen Rechtsprechung des BSG als zulÃ¤ssig anzusehende
Honorarverteilung nach Honorarkontingenten (vgl. BSG Urteil vom 20.10.2004 â�� 
B 6 KA 31/03 R -) wird dem Grunde nach von den KlÃ¤gern nicht angegriffen. Sie
sind allerdings der Auffassung, dass der Grundsatz der
Honorarverteilungsgerechtigkeit eine Anpassung ihres Honorartopfes an die
Entwicklung der Zahl der Leistungserbringer in der Fachgruppe und damit eine
hÃ¶here VergÃ¼tung verlange. Die Bildung von HonorartÃ¶pfen hat regelmÃ¤Ã�ig
den Zweck, dass die in Â§ 85 Abs. 3 bis 3c SGB V normierten Obergrenzen fÃ¼r
ErhÃ¶hungen der GesamtvergÃ¼tungen sich in den verschiedenen Arztgruppen
gleichmÃ¤Ã�ig auswirken und nicht die Anteile einzelner Arztgruppen an den
GesamtvergÃ¼tungen verringert werden, weil andere Gruppen durch
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Mengenausweitungen ihre Anteile absichern oder sogar vergrÃ¶Ã�ern (BSG Urteil
vom 09.12.2004 â�� B 6 KA 44/03 R -). Diesem Ziel, zu verhindern, dass eine
Fachgruppe ihre Leistungsmenge zu Lasten der Honorarvolumina anderer
Fachgruppen ausweiten kann, widersprÃ¤che es, wenn die ErhÃ¶hung der Arztzahl
einer Fachgruppe unabhÃ¤ngig davon, ob damit eine bedarfsbedingte Ausweitung
der Leistungsmenge einhergeht, eine Steigerung ihres Honorarvolumens zu Lasten
anderer nach sich zÃ¶ge. Das liefe auf die Anerkennung angebotsinduzierter â��
sich je nach Arztzahl Ã¤ndernder Honorarvolumina hinaus bzw. trÃ¼ge in sich die
Tendenz zu einer ausÂ¬lastungsunabhÃ¤ngigen Alimentierung der VertragsÃ¤rzte.
Dies stÃ¼nde nicht mit dem Grundsatz der Honorarverteilungsgerechtigkeit im
Einklang (BSG Beschluss vom 22.06.2005 â�� B 6 KA 67/04 B -).

Soweit die KlÃ¤ger danach zunÃ¤chst ihren Anspruch auf Neuberechnung des
Honorars lediglich auf die verÃ¤nderte Anzahl der Leistungserbringer ihrer
Fachgruppe gestÃ¼tzt und hierzu eine im Sinne eines "Automatismus" zu
erfolgende Arztzahldynamisierung reklamiert haben, wird dies bereits von den
Zielsetzungen der Honorarkontingentierungen und der damit verbundenen
Eigenverantwortlichkeit innerhalb der jeweiligen Fachgruppe nicht getragen.
Weitere Zulassungen allein kÃ¶nnen eine ErhÃ¶hung des Honorarvolumens fÃ¼r
die Fachgruppe zu Lasten anderer Fachgruppen nicht rechtfertigen. Zur
Rechtfertigung bedÃ¼rfte es vielmehr weiterer GrÃ¼nde, so z.B. dass zugleich eine
medizinisch gerechtfertigte Ã�nderung des Leistungsgeschehens vorliegt â�� etwa
durch VerÃ¤nderungen der Zusammensetzung der Patientenschaft, der Zahl der
Patienten und BehandlungsfÃ¤lle, oder durch eine sonstige bedarfsbedingte
Expansion oder Reduktion der Ã¤rztlichen Leistungen (vgl. BSG a.a.O.). Die KlÃ¤ger
machen hierzu geltend, dass seitens des Gesetzgebers Anreize fÃ¼r ambulante
Operationen erfolgt seien, was zu einer Zunahme der Leistungsanforderung der
Fachgruppe der AnÃ¤sthesisten gefÃ¼hrt habe. Die Auszahlungsquote des
Fachgruppentopfes der AnÃ¤sthesisten sei zwangslÃ¤ufig wegen der von der
Beklagten veranlassten Zunahme ambulanter Operationen und dadurch
induÂ¬zierter AnÃ¤sthesieleistungen gesunken. Die Beklagte verweist hierzu
darauf, dass der Anstieg der Arztzahlen bei den AnÃ¤sthesisten auf der
AnkÃ¼ndigung in 1998 beruhe, dass auch die Fachgruppe der AnÃ¤sthesisten
zukÃ¼nftig eine bedarfsbeplante Fachgruppe sein werde. Diese AnkÃ¼ndigung sei
1999 umgesetzt worden. Bereits mit der AnkÃ¼ndigung hÃ¤tten viele
AnÃ¤sthesisten die Sorge verbunden, sich nicht mehr ohne RÃ¼cksicht auf die
Bedarfsplanung niederlassen zu kÃ¶nnen und vermehrt AntrÃ¤ge auf Zulassung zur
Teilnahme an der vertragsÃ¤rztlichen Versorgung gestellt, ohne dass hierfÃ¼r die
MorbiditÃ¤t noch eine vermehrte Leistungserbringung maÃ�gebend gewesen sei.

Im Ergebnis kann es dahinstehen, ob neben der angekÃ¼ndigten VerÃ¤nderung der
Bedarfsplanung hier ggf. auch eine vermehrte Leistungserbringung durch eine
Steigerung ambulanter Operationen zu dem Anstieg der Arztzahlen gefÃ¼hrt hat.
Denn nicht jede VerÃ¤nderung fÃ¼hrt zu der Verpflichtung, die Honorarverteilung
neuzustrukturieren. MaÃ�gebend ist hierbei, dass kein Vertragsarzt Anspruch auf
VergÃ¼tung seiner Leistungen mit einem bestimmten Punktwert hat, also weder
darauf, dass sie mit dem gleichen Punktwert wie Grundleistungen oder ebenso wie
die Leistungen anderer Ã�rzte vergÃ¼tet werden (BSG Urteil vom 29.09.1993 â�� 6

                               4 / 5

https://dejure.org/dienste/vernetzung/rechtsprechung?Text=B%206%20KA%2044/03%20R
https://dejure.org/dienste/vernetzung/rechtsprechung?Text=6%20KA%2067/04
https://dejure.org/dienste/vernetzung/rechtsprechung?Text=6%20RKa%2065/91


 

RKa 65/91 â�� und vom 07.02.1996 â�� 6 RKa 68/94 -). Hierbei ist wesentlich, dass
das Gebot der Angemessenheit der VergÃ¼tung neben der GewÃ¤hrleistung einer
ausreichenden, zweckmÃ¤Ã�igen und wirtschaftlichen Versorgung unter
BerÃ¼cksichtigung des allgemein anerkannten Standes der medizinischen
Erkenntnisse zu beachten ist. Danach ist der erforderliche Ausgleich zwischen
diesen beiden Zielen erst dann nicht mehr verhÃ¤ltnismÃ¤Ã�ig (mit der Folge eines
Anspruchs der Ã�rzte auf hÃ¶heres Honorar bzw. eine HonorarstÃ¼tzung aus dem
Gesichtspunkt angemessener VergÃ¼tung), wenn in einem â�� fachlichen und/oder
Ã¶rtlichen â�� Teilbereich kein ausreichender finanzieller Anreiz mehr besteht,
vertragsÃ¤rztlich tÃ¤tig zu werden, und dadurch in diesem Bereich die
FunktionsfÃ¤higkeit der vertragsÃ¤rztlichen Versorgung gefÃ¤hrdet ist (BSG Urteil
vom 20.10.2004 â�� B 6 KA 31/03 R -). Dass die FunktionsfÃ¤higkeit der
vertragsÃ¤rztlichen Versorgung im Fachbereich AnÃ¤sthesiologie aufgrund
HonorarrÃ¼ckgÃ¤nge gefÃ¤hrdet ist, wird weder von den KlÃ¤gern vorgetragen
noch ist dies anhand der vorliegenden Daten ersichtlich. Soweit die KlÃ¤ger in
diesem Zusammenhang auf die im Vergleich zu Vorquartalen gesunkenen
Fachgruppenquoten in den streitbefangenen Quartalen verweisen, ist schon
fraglich, ob dieser Vergleich eine verlÃ¤ssliche Beurteilungsgrundlage bietet. Denn
die Fachgruppenquoten werden in den einzelnen Fachbereichen von den
verschiedensten Faktoren bestimmt, so dass die einfache GegenÃ¼berstellung
keinen Aussagegehalt zu einem etwaig zu gering bemessenen Honorartopf besitzt.
Im Hinblick auf das Gebot der Angemessenheit der VergÃ¼tung bieten die
vorgetragenen Fachgruppenquoten nach Ansicht der Kammer zudem keinen Anlass,
von einem fehlenden Anreiz bzw. einer GefÃ¤hrdung der vertragsÃ¤rztlichen
Versorgung auszugehen.enn die Fachgruppenquoten geben zumindest Hinweise auf
den jeweiligen Auszahlungspunktwert. In den Quartalen 1/03, 111/03, IV/03 und
1/04 ergaben sich nach Mitteilung der Beklagten in der mÃ¼ndlichen Verhandlung
Fachgruppenquoten fÃ¼r die Fachgruppen der AnÃ¤sthesisten, Internisten ABC und
9, Chirurgen und OrthopÃ¤den zwischen 72% und 87%. Mit Fachgruppenquoten von
78,13%, 76,32%, 77,68% und 73,63% bewegte sich die Fachgruppe der
AnÃ¤sthesisten in dem vorgenannten Rahmen weswegen nach Ansicht der Kammer
nicht von einer Unangemessenheit der VergÃ¼tung im Sinne der Rechtsprechung
des BSG ausgegangen werden kann.

Die Klage war daher abzuweisen. Die Kostenentscheidung beruht auf Â§ 197a SGG
in Verbindung mit Â§ 154 Abs. 1 Verwaltungsgerichtsordnung.

Erstellt am: 07.05.2020

Zuletzt verändert am: 23.12.2024
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